
Die SPD-Fraktion beantragt die Berichtigung der Niederschrift zu TOP 14 im zweiten Teil. 
Danach sollen nicht die Ministerien und kommunalen Vertreter in den Landesregierungen 
aufgefordert werden, die Gesetzeslage zur Zulässigkeit von Massentierhaltungsanlagen im 
Außenbereich neu zu regeln und an strengeren Vorgaben zu orientieren, sondern der Deutsche 
Bundestag. 


